
Aufstellung der Diskussionsbeiträge zum Thema:


Verfahren zur Gegenüberstellung der erforderlichen und der kalkulierten Versicherungsleistungen gemäß § 15+16 KalV






Protokoll über die Herbsttagung am 18./19. November 2016 in Kassel
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Notiz zum Gespräch BaFin / VuT-Vorstand am 17.01.2017 in Bonn 
(siehe dort Top 4 nebst Anlage)




Protokoll über die Frühjahrstagung im Mai 2017 in Herrsching
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Protokoll über die Herbsttagung am 17./18. November 2017 in Kassel
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Zitat (s.o.): Aus Sicht der Aufsicht ist nur Variante (3) praktikabel.


Frühjahrstagung am 4. Mai 2018 in Dortmund:
Notiz zum Gespräch BaFin / VuT-Vorstand am 15.02.2018 in Bonn
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Protokoll über die Arbeitstagung am 08./09. Februar 2019 in Kassel
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Herbsttagung am 22./23. November 2019 in Kassel:
Notiz zum Gespräch BaFin / VuT-Vorstand am 8.11.2019 in Bonn





    (siehe dort Nr. 4 und Nr. 5)
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a) Bericht aus der Arbeitsgruppe der DAV zur Weiterentwicklung des ausldsenden Faktors (Hr. Rudolph)

Der Auftrag der AG wurde um die Fragestellung erweitert, wann und wie eventuelle Leistungsénderungen in
den auslosenden Faktor einbezogen werden durfen. Der Treuhdndervorschlag auf dem diese Fragestellung
basiert, wurde sowohl vom DAV-Ausschuss als auch von der AG nicht beflrwortet. Die AG hat einen Ge-
setzesvorschlag erarbeitet, wie allein unter Hinzuziehung des Treuhénders friihzeitig Leistungsanderungen
im AF beriicksichtigt werden kénnten. Eckpunkte dabei sind, dass bis zum Ende des Beobachtungszeit-
raums die gesetzliche Regelung im Bundesgesetzblatt verkiindet ist und zum Extrapolationszeitpunkt das
geanderte Leistungsversprechen bereits gilt. Im Hinblick auf Willkarfreiheit* und ,Transparenz* hat Herr
Rudolph angeregt, die Berechnung des erforderlichen Grundkopfschadens im Anhang zur KVAV um einen
Faktor zur Leistungsénderung zu erweitern, was die Unternehmen zwingt, konkrete Angaben Gber die Be-
wertung der Leistungsanderungen zu machen

Aus dem DAV-Ausschuss stammt als zusétzliche Idee, um mégliche Willkir zu vermeiden, werden die Leis-
tungsanderungen durch eine neutrale Institution bewertet (PKV-Verband, BaFin, DAV). Diese Idee wurde
jedoch von der AG verworfen, so dass im Papier der AG nur die zwei Modelle Einschaltung des Treuhan-
ders und das von der Treuhandervereinigung vorgeschlagene Verfahren aufgefuhrt sind.

Das aktive Einbringen eines Gesetzesvorschlags wird zuriickgestellt, um die Entwicklung der Rechtspre-
chung abzuwarten. Die Arbeit der AG ist damit beendet.

b) Bericht aus der Arbeitsgruppe der DAV zur Kalkulation nach Art der Schadenversicherung (Hr. Vendt)

Es erfolgte eine Uberarbeitung der bestehenden Regelungen unter Beriicksichtigung von ,unisex* und Sol-
vency |l. Es wird unterschieden zwischen Tarifen die:

* unbefristet mit Ausschluss des ordentlichen Kiindigungsrechts,

* unbefristet mit ordentlichem Kiindigungsrecht bzw.

* befristet sind.
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§15+§16 KVAV zusammgefaßte Korrekturen.pdf
Konsolidierte Fassung der

Anderungsvorschlige zu §15 und §16 KVAV

(Stand 22./23. November 2019)
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§ 15 Verfahren zur Gegeniiberstellung der erforderlichen und der

kalkulierten Versicherungsleistungen

(1) Die Gegeniiberstellung nach § 155

Absatz 3 Satz 1 und 2 des
Versicherungsaufsichtsgesetzes ist
jéhrlich und fiir jede Beobachtungseinheit
eines Tarifs getrennt durchzufiihren.
Kinder und Jugendliche konnen als
einheitliche Beobachtungseinheit
zusammengefasst werden. Der
Beobachtungszeitraum ist der nach § 6
Absatz 1 Satz 2 malgebliche Zeitraum.
Die erforderlichen
Versicherungsleistungen sind aus den
beobachteten abzuleiten. Hierzu sind die
Leistungen und die zugehorigen Bestéinde
auf die Beobachtungszeitrdume
abzugrenzen. Ferner sind Wartezeit- und
Selektionsersparnisse sowie erhobene
Risikozuschlige zu berticksichtigen.

(2) Die tatsdchlichen Grundkopfschidden der

letzten drei Beobachtungszeitraume sind
nach der Formel des Abschnitts A der
Anlage 2 zu ermitteln. Soweit sich im
Tarif Leistungsdnderungen ergeben
haben, sind die tatsdchlichen
Grundkopfschéden auf das aktuelle
Leistungsversprechen umzurechnen.

(3) Die Berechnung der erforderlichen

Versicherungsleistungen erfolgt nach der
Formel des Abschnitts B der Anlage 2.
Bei der Gegeniiberstellung nach § 155
Absatz 3 Satz 2 des
Versicherungsaufsichtsgesetzes ist der
tatsachliche, auf den 18 Monate nach
Ende des letzten Beobachtungszeitraumes
liegenden Zeitpunkt extrapolierte
Grundkopfschaden mit dem
Grundkopfschaden, der fiir das Ende
dieses Zeitraumes rechnungsméafig
festgelegt ist, zu vergleichen. Die
Verwendung gleichwertiger Verfahren zur
Berechnung der erforderlichen
Versicherungsleistungen ist zuléssig,
wenn das Versicherungsunternehmen zum

(1) Die Gegeniiberstellung nach § 155
Absatz 3 Satz 1 und 2 des
Versicherungsaufsichtsgesetzes ist
jéhrlich und fiir jede Beobachtungseinheit
eines Tarifs getrennt durchzufiihren.
Kinder und Jugendliche konnen als
einheitliche Beobachtungseinheit
zusammengefasst werden. Der
Beobachtungszeitraum ist der nach § 6
Absatz 1 Satz 2 maBgebliche Zeitraum.
Die erforderlichen
Versicherungsleistungen sind aus den
beobachteten abzuleiten. Hierzu sind die
Leistungen und die zugehorigen Bestinde
auf die Beobachtungszeitraume
abzugrenzen. Ferner sind Wartezeit- und
Selektionsersparnisse sowie erhobene
Risikozuschldge zu berticksichtigen.

(2) Die tatsiachlichen Grundkopfschiden der
letzten drei Beobachtungszeitrdume sind
nach der Formel des Abschnitts A der
Anlage 2 zu ermitteln. Soweit sich im
Tarif Leistungsdnderungen ergeben haben
und diese in den rechnungsméfligen
Grundkopfschiden bereits eingerechnet
wurden, sind diese Leistungsdnderungen
bei den tatsdchlichen Grundkopfschiden
entsprechend zu beriicksichtigen.

(3) Die Berechnung der erforderlichen
Versicherungsleistungen erfolgt nach der
Formel des Abschnitts B der Anlage 2.
Bei der Gegeniiberstellung nach § 155
Absatz 3 Satz 2 des
Versicherungsaufsichtsgesetzes ist der
tatsdachliche, auf den 18 Monate nach
Ende des letzten Beobachtungszeitraumes
liegenden Zeitpunkt extrapolierte
Grundkopfschaden mit dem
Grundkopfschaden, der fiir das Ende
dieses Zeitraumes rechnungsmafig
festgelegt ist, zu vergleichen. Die
Verwendung gleichwertiger Verfahren zur
Berechnung der erforderlichen
Versicherungsleistungen ist zuléssig,
wenn das Versicherungsunternehmen zum
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Zeitpunkt der Einfiihrung eines Tarifes
dieses Verfahren der Aufsichtsbehorde
unter Angabe der Formeln und Beifiigung
der versicherungsmathematischen
Herleitung darlegt. Bei bestehenden
Tarifen kann auf ein anderes Verfahren
nur aus wichtigem Grund in
unmittelbarem Anschluss an eine
Pramienanpassung iibergegangen werden;
Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Ist in einer Beobachtungseinheit eines
Tarifes die Anzahl der Versicherten nicht
ausreichend grof3, um die
Schadenerwartung statistisch gesichert zu
ermitteln, ist die Gegeniiberstellung der
erforderlichen und der kalkulierten
Versicherungsleistungen anhand des
Schadenverlaufs der Tarife vorzunehmen,
deren Rechnungsgrundlagen zur
Erstkalkulation verwendet worden sind.
Sind bei der Erstkalkulation die von der
Bundesanstalt veroffentlichten
Wabhrscheinlichkeitstafeln verwendet
worden, so sind die erforderlichen
Versicherungsleistungen anhand dieser
Wabhrscheinlichkeitstafeln zu berechnen.
Die von der Bundesanstalt
veroffentlichten
Wahrscheinlichkeitstafeln sind auch dann

zu verwenden, wenn das Unternehmen auf

die Rechnungsgrundlagen der
Erstkalkulation nach Satz 1 nicht
zuriickgreifen kann. Ist die
Erstkalkulation in anderer Weise
vorgenommen worden, so sind die
erforderlichen Versicherungsleistungen
auf Grund vergleichbar aussagefdhiger
Grundlagen zu ermitteln.

(5) Abweichend von den Absitzen 3 und 4
sind zur Ermittlung der erforderlichen
Versicherungsleistungen in den Tarifen
der freiwilligen Pflegeversicherung die
Ergebnisse der Statistik der
Pflegepflichtversicherung des Verbandes
der Privaten Krankenversicherung e. V.
zu verwenden, solange in dem zu
beobachtenden Tarif weniger als
zehntausend natiirliche Personen
versichert sind.

Zeitpunkt der Einfiihrung eines Tarifes
dieses Verfahren der Aufsichtsbehdrde
unter Angabe der Formeln und Beifligung
der versicherungsmathematischen
Herleitung darlegt. Bei bestehenden
Tarifen kann auf ein anderes Verfahren
nur aus wichtigem Grund in
unmittelbarem Anschluss an eine
Primienanpassung iibergegangen werden;
Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Ist in einer Beobachtungseinheit eines
Tarifes die Anzahl der Versicherten nicht
ausreichend grof3, um die
Schadenerwartung statistisch gesichert zu
ermitteln, ist die Gegeniiberstellung der
erforderlichen und der kalkulierten
Versicherungsleistungen anhand des
Schadenverlaufs der Tarife vorzunehmen,
deren Rechnungsgrundlagen zur
Erstkalkulation verwendet worden sind.
Sind bei der Erstkalkulation die von der
Bundesanstalt veréffentlichten
Wahrscheinlichkeitstafeln verwendet
worden, so sind die erforderlichen
Versicherungsleistungen anhand dieser
Wahrscheinlichkeitstafeln zu berechnen.
Die von der Bundesanstalt
verOffentlichten
Wahrscheinlichkeitstafeln sind auch dann
zu verwenden, wenn das Unternehmen auf
die Rechnungsgrundlagen der
Erstkalkulation nach Satz 1 nicht
zuriickgreifen kann. Ist die
Erstkalkulation in anderer Weise
vorgenommen worden, so sind die
erforderlichen Versicherungsleistungen
auf Grund vergleichbar aussagefihiger
Grundlagen zu ermitteln.

(5) Sind in einer Beobachtungseinheit eines
Tarifs der ergéinzenden
Pflegeversicherung (Pflegetagegeldtarife
und Pflegekostentarife) weniger als
zehntausend natiirliche Personen
versichert, so sind zur Ermittlung der fiir
die Beobachtungseinheit erforderlichen
Versicherungsleistungen abweichend von
den Absétzen 3 und 4 die Ergebnisse der
PPV-Poolstatistik des Verbandes der
Privaten Krankenversicherung e. V. zu
verwenden.
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Ergibt die Statistik der
Pflegepflichtversicherung, dass im
abgelaufenen Kalenderjahr die
tatsdchlichen Pflegedauern oder
Pflegehéufigkeiten von den
rechnungsmafigen Ansitzen in den
technischen Berechnungsgrundlagen fiir
die Pflegekrankenversicherung des
Verbandes der Privaten
Krankenversicherung e. V. um mehr als
10 Prozent abweichen, hat das
Versicherungsunternehmen alle Pradmien
der Pflegetagegeldtarife und
Pflegekostentarife zu tiberpriifen.
Zusitzlich hat es die Prdmien der
Pflegekostentarife zu tiberpriifen, wenn
im abgelaufenen Kalenderjahr nach der
Statistik der Pflegepflichtversicherung
die Pflegekosten pro Tag von dem
rechnungsmafigen Ansatz um mehr als
10 Prozent abweichen.
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§ 16 Verfahren zur Gegeniiberstellung der kalkulierten

Sterbewahrscheinlichkeiten und der zuletzt veroffentlichten

Sterbewahrscheinlichkeiten

(1) Die Gegeniiberstellung nach § 155

Absatz 4 des
Versicherungsaufsichtsgesetzes ist
jéhrlich und fiir jede
Beobachtungseinheit eines Tarifs, bei
der Sterbewahrscheinlichkeiten
kalkulatorisch beriicksichtigt werden,
getrennt durchzufiihren.

Als Barwert der erforderlichen
Sterbewahrscheinlichkeiten ist der
Leistungsbarwert nach der Formel in
Anlage 1 mit Rechnungszins und
rechnungsméfigen Kopfschdden der
betrachteten Beobachtungseinheit sowie
mit der zuletzt von der Bundesanstalt
verdffentlichten Sterbetafel zu
bestimmen.

Als Barwert der kalkulierten
Sterbewahrscheinlichkeiten ist der
Leistungsbarwert nach der Formel in
Anlage 1 mit Rechnungszins,
rechnungsmaBigen
Sterbewahrscheinlichkeiten und
rechnungsmafigen Kopfschiden der
betrachteten Beobachtungseinheit zu
bestimmen.

Stornowahrscheinlichkeiten diirfen bei
der Berechnung der Barwerte gemif3 den
Sédtzen 2 und 3 nicht berticksichtigt
werden. Fiir die Altersbereiche von 21
bis 45 Jahren, von 46 bis 70 Jahren
sowie von 71 bis 95 Jahren ist jeweils
das arithmetische Mittel der fiir die
einzelnen Alter ermittelten Quotienten
der gemil Satz 2 bis 4 bestimmten
Barwerte zu bilden. Als Ergebnis der
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(1) 'Die Gegeniiberstellung nach § 155

Absatz 4 des
Versicherungsaufsichtsgesetzes ist
jéhrlich und fiir jede
Beobachtungseinheit eines Tarifs, bei
der Sterbewahrscheinlichkeiten
kalkulatorisch beriicksichtigt werden,
getrennt durchzufiihren.

2Als Barwert der erforderlichen
Sterbewahrscheinlichkeiten ist der
Leistungsbarwert nach der Formel in
Anlage 1 mit Rechnungszins und
rechnungsméfigen Kopfschdden der
betrachteten Beobachtungseinheit sowie
mit der zuletzt von der Bundesanstalt
veroffentlichten Sterbetafel zu
bestimmen. *Sind die rechnungs-
maBigen Sterbewahrscheinlichkeiten als
Modifikation der von der Bundesanstalt
veroffentlichten Sterbetafel oder unter
Hinzuziehung anderer Sterbetafeln
festgelegt worden, sind bei der
Barwertberechnung entsprechend
aktualisierte Sterbewahrscheinlichkeiten
zu verwenden.

“Als Barwert der kalkulierten
Sterbewahrscheinlichkeiten ist der
Leistungsbarwert nach der Formel in
Anlage 1 mit Rechnungszins,
rechnungsmaBigen
Sterbewahrscheinlichkeiten und
rechnungsmafigen Kopfschiden der
betrachteten Beobachtungseinheit zu
bestimmen.

SStornowahrscheinlichkeiten diirfen bei
der Berechnung der Barwerte gemaf den
Sédtzen 2 bis 4 nicht beriicksichtigt
werden. °Fiir die Altersbereiche von 21
bis 45 Jahren, von 46 bis 70 Jahren
sowie von 71 bis 95 Jahren ist jeweils
das arithmetische Mittel der fiir die
einzelnen Alter ermittelten Quotienten
der gemil Satz 2 bis 5 bestimmten
Barwerte zu bilden. 'Als Ergebnis der





Gegeniiberstellung ist das Maximum der Gegeniiberstellung ist das Maximum der
fiir die drei Altersbereiche geméal} Satz 5 fiir die drei Altersbereiche geméal} Satz 6
ermittelten Werte anzusehen. ermittelten Werte anzusehen.

(2) Fiir Krankentagegeldtarife sind bei der (2) Fiir Krankentagegeldtarife sind bei der
Gegeniiberstellung gemifB Absatz 1 die Gegeniiberstellung gemil Absatz 1 die
Altersbereiche von 21 bis 45 Jahren Altersbereiche von 21 bis 45 Jahren
sowie von 46 bis 65 Jahren zu sowie von 46 bis 65 Jahren zu
betrachten. betrachten.
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Anlage 2: Berechnung des Grundkopfschadens und der erforderlichen Versiche-
rungsleistungen nach § 15 Absatz 2 und 3

A. Tatsdchlicher Grundkopfschaden eines Beobachtungsjahres
S= abgegrenzter Schaden der Beobachtungseinheit im Beobachtungszeitraum abziglich der Nettori-

sikozuschlage und einschlieBlich der geschlechtsunabhangig verteilten Leistungen wegen Schwan-
gerschaft und Mutterschaft

Ly = abgegrenzter mittlerer Bestand der Beobachtungseinheit im Beobachtungszeitraum fiir das Alter
x
k, = rechnungsmaliger Profilwert fiir das Alter x

Tatsachlicher Grundkopfschaden:

S

G=g—
ZxLx'kx

Dabei wird Uber alle Alter x der Beobachtungseinheit summiert. Die Wirkungen von Wartezeit und Selek-
tion sind ausreichend zu berlicksichtigen.

B. Verfahren zur Berechnung der erforderlichen Versicherungsleistungen
t—2,t—1,t = die letzten drei Beobachtungszeitraume
G¢_5,Gi_q, Gy = tatsdchliche Grundkopfschaden gemall Abschnitt A auf der Grundlage des aktuellen
rechnungsmaRigen Profils und unter Berlcksichtigung der Leistungsanderungen, die in

dem rechnungsmaRigen Grundkopfschaden bereits eingerechnet wurden

Extrapolierter Grundkopfschaden:
_ 3 1
G= 5 (G¢ — G—3) +§' (Geop + Gy + Gy)

Erforderliche Versicherungsleistungen:

Serfzé'zl‘x'kx
x

mit Ly und k, gemaR Abschnitt A und Summation Uber alle Alter x.
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Protokoll zum Gespräch BaFin - Treuhänder am 08-11-2019.pdf
Vereinigung unabhangiger Treuhdnder
fiir die Private Krankenversicherung e.V.

- im Folgenden kurz VuT genannt -

Notiz
zum Gesprich BaFin / VuT-Vorstand am 08.11.2019 in Bonn (11% - 133° Uhr)

(nur zum internen Gebrauch!)

BaFin-Teilnehmer: Herr Schedel, Frau Dickopf, Frau RoRBbander, Herr Kiinzler, Herr Wendling

VuT-Teilnehmer: die Herren Richter, Dr. Heinemann und Rudolph

Herr Schedel begriiRt den Vorstand der VuT. Herr Richter dankt fiir die Einladung. Der Gesprachs-
verlauf orientiert sich an den vorher vereinbarten Themen.

1. Anderung von Mahnkosten

Mit Urteil 26 O 409/17 vom 28.03.2018 hat das LG Kéln die in den Musterbedingungen MB/KK
vorgesehenen Mindestmahngebilihren von 5 Euro als unzuldssig angesehen. Die Konsequenzen
wurden bereits im letzten Gesprach zwischen den Mitarbeitern der BaFin und dem Vorstand der VuT
vom 04.04.2019 diskutiert.

Herrn Dr. Heinemann liegen zu diesem Thema keine neuen Informationen vor. Seines Wissens
beschéftigt sich der PKV-Verband hiermit derzeit nicht. Die Rechtsgrundlage fiir eine Anpassung der
AVB hinsichtlich der Regelungen zu den Mahngebiihren halt er fiir schwierig. Der § 203 Abs. 4 VVG
komme hierfir nicht in Betracht. Eventuell konnte & 208 VVG hilfreich sein.

Zur Frage der Rechtsgrundlage sei die BaFin schon alleine dadurch involviert, als dass sie die Aufgaben
des juristischen Treuhdnders im Standardtarif wahrnehme. Sollte es fir die BaFin eine akzeptable
Moglichkeit zur Anpassung der Bedingungen des Standardtarifs geben, kdnnte eine dort vorge-
nommene Anderung fiir die tbrigen Tarife eventuell als Anderung der Verhiltnisse im Gesundheits-
wesen dienen.

Herr Wendling schildert den allgemeinen Blickwinkel der BaFin. Demnach waére zu untersuchen,
welche Nachteile sich fur die Versicherten bei einer Senkung des starren Betrages von 5 € Mahngebihr
ergeben wiirden. Fiir die Angemahnten stelle jede Anderung des Mahnkostenbetrages auf unter 5 €
eine Verbesserung gegenlber der derzeitigen Regelung dar. Es miisse aber auch betrachtet werden,
inwieweit die verringerte Belastung der Angemahnten zu einer Mehrbelastung der Nicht-
Angemahnten fihre.





Herr Dr. Heinemann hat von einem Versicherungsunternehmen die Information, dass die derzeit
vereinnahmten Mahnkosten nur eine minimale GroRenordnung haben. Alle Anwesenden teilten die
vorlaufige Einschatzung, dass eine Senkung der Mahnkosten fiir die einzelnen Versicherten wohl zu
keiner messbaren Verschlechterung fihre.

Herr Schedel stellt die aufsichtsrechtlichen Konsequenzen dieser vorlaufigen Einschatzung dar: Das
genannte Urteil gehe davon aus, dass bei Mahnungen nur noch der tatsachliche Aufwand in Rechnung
gestellt werden diirfe. Wenn dieser niedriger als 5 € sei, dann diirfe den Versicherten unabhangig von
den AVB nur dieser niedrige Betrag angelastet werden. Eine Benachteiligung fir die Ubrigen
Versicherten wiirde sich dann nicht zeigen, wenn kein Kunde auch nur 1 ct mehr zahlten misste. Fir
die BaFin gdbe es dann keine Grundlage, gegen diese Vorgehensweise einzuschreiten.

Darauf basierend stellt Herr Schedel die Uberlegung in den Raum, ob eine verbindliche Regelung fiir
einen sachgerechten Ansatz der Mahnkosten eventuell auch Uber eine geschaftsplanmaRige Erklarung
ohne eine AVB-Anderung erreicht werden konnte. Hier seien Vor- und Nachteile abzuwigen.
Letztendlich sei dies auch eine Entscheidung des Versicherungsunternehmens.

2. Risikozuschlage

Herr Schedel nennt verschiedene Aspekte, die im Zusammenhang mit Risikozuschlagen eine Rolle
spielen: Unter welchen Umstédnden erheben Versicherungsunternehmen regelmaRig Risikozuschlage?
Wie wird mit Risikozuschlagen bei fir Versicherungsunternehmen bedeutsamen Kunden (,preferred
risks“) umgegangen? Verdnderungen bei der Bemessung von Risikozuschlagen kénnen Auswirkungen
auf die auslésenden Faktoren und auf die Kalkulation haben; in Extremféllen kénnte hierbei die Frage
nach einer ausreichenden Erstkalkulation gestellt werden.

Herr Richter fiihrt aus, dass Anderungen bei der Bewertung von erhdhten Risiken dem Treuhander
regelmaRig nicht mitgeteilt wiirden. Wie die Vertragsabteilungen arbeiten, gehe im Detail am
Treuhdnder vorbei. Die Auswirkungen seien dagegen anhand der Schadenentwicklung erkennbar. Eine
bevorzugte Behandlung einzelner ,preferred risks” diirfe es natirlich nicht geben.

Herr Richter weist auf eine systembedingte Unscharfe der Risikobewertung hin. Risikozuschlage
wiirden zu Beginn des Versicherungsverhaltnisses festgelegt und blieben lebenslang unverandert. Er
erwarte jedoch, dass sich der mit einem erhéhten Risiko verbundene Uberschaden mit steigendem
Lebensalter erhdhe.

Deshalb halte er die Beriicksichtigung einer Altersabhangigkeit bei der Bemessung von Risiko-
zuschlagen fir notwendig. Allerdings gabe es erhebliche Probleme, ein Risikozuschlagsprofil fir
konkrete Gesundheitszustinde festzulegen. Geeignete Daten in statistisch erforderlichem Umfang
lagen nicht vor. Erfahrungen aus dem Morbi-RSA der GKV sehe er nicht als geeigneten Losungsansatz
fir die PKV an. Es sei festzustellen, dass die vereinnahmten Risikozuschldage lediglich ca. 5% der
gesamten Beitragseinnahme ausmachten. Diese geringe GroRBenordnung lasse seines Erachtens eine
Vereinfachung von mathematischen Modellen zu. So kénnte zum Beispiel aus Mangel an Alternativen
fur einen Risikozuschlag die gleiche Altersabhdngigkeit wie im Tarif selbst unterstellt werden.
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Herr Wendling gibt zu bedenken, dass es auch gegenldufige Entwicklungen gebe. Uberpriifungen des
Gesundheitszustandes konnten dazu flihren, dass vereinbarte Risikozuschlage nach einer Weile wieder
entfielen. Unter Einbeziehung dessen kénne es sein, dass es keine Notwendigkeit fiir den Ansatz einer
Altersabhingigkeit im Risikozuschlag gebe. Im Ubrigen sei zu beriicksichtigen, dass die gegenwaértigen
gesetzlichen Regelungen ja bekanntermaBen davon ausgehen, dass eine Risikopriifung bzw.
-/einstufung mit Ausnahme bei Mehrleistungen anldsslich von Tarifwechseln grundsatzlich nur zu
Vertragsbeginn durchgefihrt werden diirfe.

Herr Schedel stellt fest, dass aus dem Teilaspekt der risikogerechten Kalkulation die Altersabhangigkeit
des Risikozuschlages gefordert werden konnte. Allerdings sei dies so nicht in der KVAV vorgesehen.
Zudem weist er auf die Ublichen Sicherheiten im Profilverlauf des Kopfschadens hin und fragt, ob
hierdurch die im Risikozuschlag nicht einkalkulierte, aber eventuell vorhandene Altersabhangigkeit als
ausgeglichen angesehen werden kdnnte.

Der genannte Anteil von 5% an der gesamten Beitragseinnahme betreffe allerdings nur die substitutive
Krankenversicherung. In der Zusatzversicherung wirden vermehrt Tarife ohne Risikozuschlage
angeboten. Dies kénnte zu Problemen flihren, insbesondere bei Tarifen mit Beitragsfreistellung im
Pflegefall. Dieses Thema stiinde aktuell im besonderen Fokus der BaFin.

3. Verhaltensboni
Herr Richter berichtet von zwei Fragen, mit denen sich derzeit Treuhdnder beschéaftigen wirden:

a. Wie soll mit in der Vergangenheit bereits gewahrten Verhaltensboni umgegangen werden?
Sind sie weiterhin zustimmungsfahig?

b. Man stelle sich einen neuen Tarif vor, bei dem die Zusage fiir eine Beitragsriickerstattung an
ein Wohlverhalten gemaR Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation geknipft sei.
Kénnte ein solcher Tarif nach den bisher geflihrten Diskussionen als machbar angesehen
werden?

Allgemein fiihrt Herr Schedel aus, dass es hierzu keine abschliefende Meinung ,der BaFin“ gebe. Er
erwdhnt ein vom PKV-Verband in Auftrag gegebenes Rechtsgutachten, das voraussichtlich noch im
November 2019 fertig gestellt werden soll. Wirden sich bei einem Versicherer Plane zur
Berlicksichtigung ,,gesundheitsbewussten Verhaltens” konkretisieren, wiirde unter Bericksichtigung
der Umstdnde des Einzelfalls sowie auf Basis der in dem bekannten Positionspapier ,Neue
Zuwendungsformen in der PKV“ enthaltenen Punkte das Gesprach mit diesem Unternehmen gesucht.
Dies sei bereits in einzelnen Fallen geschehen; in Fallen der Finanzierung mit Mitteln aus der
erfolgsabhangigen RfB seien einzelne Versicherungsunternehmen in der Folge bereits dazu
libergegangen, Verhaltensboni fortan alternativ allein aus Aktionarsmitteln zu finanzieren.

Herr Schedel sehe im Ubrigen auch den Gesetzgeber in der Pflicht, Konkretisierungen zu dem
gesamten Themenkomplex ,Gesundheitsbewusstes Verhalten” vorzunehmen, sofern Veranderungen
des rechtlichen Rahmens fiir erforderlich erachtet werden. Dies wéare dann auch fir die BaFin sehr
hilfreich.
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Auf die gestellten Fragen geht Herr Schedel wie folgt ein:

ZU a.

zu b.

Seiner Meinung kdnnten bei Altfallen im Rahmen der im Positionspapier ,Neue Zuwendungs-
formen in der PKV“ dargestellten Prifungspunkte auch Aspekte des Vertrauensschutzes zu
prifen sein. Andererseits dirften hierbei Gleichbehandlungsaspekte nicht vernachlassigt
werden.

Soweit Bonifikationen Uber einen sehr langen Zeitraum hinweg mit Mitteln aus der
erfolgsunabhingigen Beitragsriickerstattung finanziert worden und hierflir genaue
Regelungen in den Versicherungsbedingungen getroffen waren, misste im Einzelfall gepriift
werden, inwieweit bzw. mit welchen Mitteln hiermit ggf. einhergehende Missstande unter
Berlicksichtigung von Vertrauensschutzaspekten beanstandet wiirden.

Erfolge die Finanzierung jedoch mit Mitteln aus der erfolgsabhingigen Beitragsriickerstattung,
sei es neben den weiteren bekannten problematischen Aspekten bereits schwieriger, eine
Gleichbehandlung sicherzustellen. Im Ubrigen kénnten in diesem Fall auch Aspekte des
Vertrauensschutzes unter Berlicksichtigung der Tatsache, dass hier eine vorbehaltlose Zusage
gegeniber den Versicherten wohl gerade nicht erfolge, nicht entsprechend bericksichtigt
werden.

Nach seinem Eindruck sei in der GKV eine Weile mit Gesundheitsbonifikationen experimentiert
worden, allerdings inzwischen mit abnehmender Tendenz.

Neben den problematischen weiteren im Positionspapier ,,Neue Zuwendungsformen in der
PKV“ genannten Punkten sei insbesondere zu bezweifeln, ob die Empfehlungen der
Weltgesundheitsorganisation tatsachlich geeignet waren, nachweislich messbar positive
Effekte auf die Gesundheit sicherzustellen. Er gibt zu bedenken, dass die Hinweise der
Weltgesundheitsorganisation nicht unbedingt aus einer konkreten Studie resultierten. Es
konne eher unterstellt werden, dass die Hinweise aus dem Bauchgefiihl gegeben wiirden.

Herr Dr. Heinemann verweist auf die Initiative des Landes Hessen vom 24.10.2019 im
Bundesrat, in der die Bundesregierung aufgefordert wird, fiir ein Verbot der Telematik-Tarife
zu sorgen und die Stellungnahme des PKV-Verbandes zu diesem VorstoR3.

Die aktuelle Positionierung des PKV-Verbandes hat bei allen Anwesenden Verwunderung ausgelost.

Einerseits werden in dessen Pressemeldung? vom 07.11.2019 Telematik-Tarife als nicht méglich

dargestellt: ,PKV-Tarife, die ein individuelles Gesundheitsmonitoring mit glinstigen Beitrdgen

belohnen, sind schlicht nicht vereinbar mit unseren rechtlichen Vorgaben” (Zitat PKV-Geschaftsfihrer
Timm Genett). Andererseits berichtet Herr Dr. Uwe Lehrich vom PKV-Verband auf dem DAV-
Akademietag vom 24.10.20192, dass die Verwendung von RfB-Mitteln zur Steuerung gesundheits-

fordernden Verhaltens grundsatzlich als zulassig anzusehen sei.

1 Sorge vor ,Self-Trecking-Tarifen’ in der PKV unbegriindet”

2 Vortrag ,,E-Health - Zulissigkeit und Grenzen von Telematik-Tarifen in der Privaten Krankenversicherung”
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Herr Rudolph vermutet beim PKV-Verband eine Differenzierung der Begrifflichkeiten derart, dass sich
ein reiner Telematik-Tarif lediglich durch eine individuelle Beitragsbemessung oder eine individuelle
Leistungsgestaltung in Abhangigkeit vom Ausmall des gesundheitsbewussten Verhaltens definiere.
Eine Uberschussbeteiligung in Abhingigkeit vom AusmaR des gesundheitsbewussten Verhaltens
werde hierunter offensichtlich nicht subsumiert. Herr Wendling fiihrte erganzend hierzu aus, dass
faktisch zum selben Ergebnis flihrte und es sich insoweit um einen verkappten Telematiktarif handelte,
der zu einer Berlicksichtigung eines veranderten Gesundheitszustandes bzw. Risikoprofils des
jeweiligen Versicherten fihrte.

4. Auslosende Faktoren in Pflegeergdnzungstarifen (§ 15 Abs. 5 KVAV)

Es besteht Einigkeit dartiber, dass die Formulierung des § 15 Abs. 5 KVAV Unklarheiten beinhaltet. Herr
Schedel berichtet, dass sich die BaFin diesbezliglich in Diskussion mit einzelnen Unternehmen befinde.
Herr Richter bestéitigt, dass auch in der VuT der Bedarf einer Uberarbeitung der KVAV-Bestimmung
gesehen werde und sagt einen Formulierungsvorschlag zu.

Herr Schedel betont die Bedeutung der Fehlerfreiheit von Datenlieferungen zur Erstellung von
Branchenstatistiken. Liefere ein groReres Unternehmen fehlerhafte Daten zur Pflegepflichtversiche-
rung, habe dies nicht nur Auswirkungen auf den PPV-Tarif. Da die PPV-Statistiken regelmaRig bei der
Kalkulation von Pflegeergdnzungstarifen verwendet wiirden, ergdben sich somit Auswirkungen auf
samtliche Pflegetarife eines jeden Versicherungsunternehmens.

Die BaFin habe das Problembewusstsein zu diesem Punkt in der Branche gescharft. Herr Schedel
beobachte derzeit eine Modernisierung von Arbeitsabldufen, die mit einer starkeren Automatisierung
einhergehe. Fehler kdonnten langere Zeit unerkannt bleiben und sich gleichzeitig flichendeckend
auswirken. Deshalb sei eine intensive Qualitatssicherung notwendig.

5. Anderungsvorschlige der VuT zu den §§ 15 Abs. 2 und 16 Abs. 1 KVAV

Die VuT hat Formulierungsvorschlage fiir eine Novellierung der KVAV-Bestimmungen zur Berick-
sichtigung von Leistungsdanderungen im auslésenden Faktor ,Schaden” sowie zur Berechnung des
auslésenden Faktors ,,Sterblichkeit” bei Verwendung anderer als der von der BaFin veroffentlichten
Sterbetafeln erarbeitet. Die Vorschlage wurden der BaFin und dem BMF mit Schreiben vom 08.07.2019
zugeleitet.

Nach Herrn Schedel befinde sich das Gesetzgebungsverfahren noch im Anfangsstadium. Es kénne
daher nicht abgeschatzt werden, inwieweit die Vorschlage der VuT berticksichtigt wiirden. Herr
Schedel geht davon aus, dass die VuT auf jeden Fall bei der Vorlage eines entsprechenden
Gesetzentwurfes im Rahmen einer Stellungnahme eingebunden werden wiirde.
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6. Anderungen der Technischen Berechnungsgrundlagen ohne gleichzeitige Beitragsanpassung

Es wird die Frage gestellt, ob ein Treuhdnder eine Beitragsanpassung fir zustimmungsfahig halten
kénne, falls die hierzu vorgelegten Technischen Berechnungsgrundlagen (TB) Anderungen enthielten,
die nicht explizit im Rahmen einer Beitragsanpassung durchgefiihrt wurden, beispielsweise hinsichtlich
der Regelungen zum Tarifwechsel.

Herr Rudolph stellt seine Sichtweise zum gegebenen Beispiel dar: Man betrachte einen abgebenden
Tarif A und einen aufnehmenden Tarif B. Der Wechsel von A nach B sei lediglich eine spezielle Form
von Neuzugang in den Tarif B. Wiirde also eine Regelung zur Anrechnung der Alterungsriickstellung
bei Tarifwechsel in den TB des Tarifs B gedndert, so ware davon kein einziger Bestandsversicherter des
Tarifs B betroffen.

Eine Anderung der Regelungen fiir Neuzuginge und Tarifwechsel betréfe ausschlieRlich Personen, die
zum Anderungszeitpunkt noch nicht im Tarif B versichert seien. Die TB des Tarifs B sei fiir diese
Personen allerdings noch keine Vertragsgrundlage, so dass es keine Besitzstande gebe, die zu wahren
seien.

Es gebe also in den TB Abschnitte, die nur fiir bestimmte Personenkreise Bedeutung haben. Die
Notwendigkeit einer Kopplung des Anderungszeitpunktes an eine bestandswirksame Beitrags-
anpassung wird deshalb nicht in allen Féllen gesehen.

Herr Richter erganzt, dass auch eine Aktualisierung des IT-Systems mit abweichenden Formeln und
Rundungsvorschriften zu Anderungen fiihren kénne. Zweckdienlicherweise erfolge eine Aktualisierung
der IT fir den Gesamtbestand zu einem einheitlichen Stichtag, losgeldst von den Beitragsanpassungs-
zeitpunkten in den einzelnen Tarifen. Es sei nicht auszuschlieRen, dass sich im Bestand hierbei auch
minimale Beitragserhéhungen ergaben. Diese seien geeignet auszugleichen.

In einem Punkt haben die Herren Richter und Rudolph eine unterschiedliche Sichtweise:

Herr Rudolph wiirde darauf bestehen, samtliche Anderungen (auch diejenigen auRerhalb von
Beitragsanpassungen) vorgelegt zu bekommen. Er wolle jederzeit iber den aktuellen Stand der
Regelungen in den TB informiert sein. Anderungen von Abschnitten, die nur fiir kiinftige Zuginge
bedeutsam seien, hatten fiir ihn den Status wie die TB bei Tarifneueinfiihrungen.

Herr Richter sieht in solchen Fallen dariber hinaus die Notwendigkeit einer Treuhdanderzustimmung.
Dies leite er daraus ab, dass sich die Anrechnung von Alterungsriickstellung bei Tarifwechsel auf die
Zahlbeitrdge der kinftigen Tarifwechsler auswirke und diese Zahlbeitrage die Grundlage fur kinftige
Berechnungen bei Beitragsanpassungen darstellten. Gleiches gelte fiir beispielsweise die Verwendung
von Mitteln aus der Kopfschadenfinanzierung.

AbschlieRend erginzt Herr Rudolph, dass eine Kopplung von Anderungen an eine Beitragsanpassung
nurin § 15 Abs. 3 Satz 4 KVAV gefordert sei. Dies betrafe allerdings nur Verfahrensanderungen bei der
Ermittlung von auslésenden Faktoren.

Die dargestellten Sichtweisen werden von den Mitarbeitern der BaFin zur Kenntnis genommen.
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7. Verschiedenes

Auf Nachfrage teilen die Mitarbeiter der BaFin mit, sie rechneten damit, dass der BGH im Jahre 2020
in Sachen Treuhanderproblematik, dort insbesondere zum Umfang der Informationspflichten gemaR
§ 203 Abs. 5 VVG, Berufungsurteile zur Entscheidung vorgelegt bekommen wird. Zur Frage der
kolportieren Verfassungsbeschwerde einer vor den Zivilgerichten gegen Beitragsanpassungen
vorgehenden Rechtsanwaltskanzlei haben sich bisher keine weiteren konkretisierenden Anhalts-
punkte, z.B. ein Urteil betreffend, ergeben.

8. Fazit

Herr Schedel und Herr Richter danken sich gegenseitig flr den konstruktiven und offenen
Gedankenaustausch.
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Vereinigung unabhangiger Treuhdnder
fiir die Private Krankenversicherung e.V.

- im Folgenden kurz VuT genannt -

Notiz
zum Gesprich BaFin / VuT-Vorstand am 17.01.2017 in Bonn (13% - 14°° Uhr)

(nur zum internen Gebrauch!)

BaFin-Teilnehmer: Frau Dickopf, Frau RoBbander sowie
die Herren Hummel, Kiinzler, Schedel, Dr. Schwarz und Wendling

VuT-Teilnehmer: die Herren Dr. Heinemann, Richter und Rudolph

Herr Hummel begriilt den Vorstand der VuT. Er freut sich Uber die Moglichkeit zum Gedanken-
austausch mit den Vertretern der Treuhander. Die Treuhdander danken fiir die Einladung.

Der Gesprachsverlauf orientiert sich an den vorher vereinbarten Themen.

1. Unabhangigkeit des Treuhdnders

Derzeit gibt es keine konkreten Malstabe zur Beurteilung der Frage, ob ein Treuhander als unab-
hangig von seinem Mandanten zu sehen ist. Vor Gericht wird zurzeit hdufig eine Vergleichbarkeit der
Tatigkeit eines Treuhanders mit der Tatigkeit eines Abschlussprifers diskutiert. Flir Abschlussprifer
ist § 319 Abs. 3 Nr. 5 HGB einschlagig. Demnach ist ein Wirtschaftsprifer von der Abschlusspriifung
ausgeschlossen, wenn er in den letzten funf Jahren jeweils mehr als 30% der Gesamteinnahmen aus
seiner beruflichen Tatigkeit von der zu prifenden Gesellschaft bezogen hat und dies auch im
laufenden Geschaftsjahr zu erwarten ist.

Herr Dr. Heinemann fiihrt aus, dass aus bisher ergangenen Gerichtsurteilen keine eindeutige
Sichtweise zur Anwendbarkeit des § 319 HGB auf die Frage nach der Unabhdngigkeit von
Treuhdndern zu erkennen sei:

— Das Amtsgericht Potsdam (Az.: 29 C 122/16) duBert zwar gewisse Vorbehalte gegen die
Anwendbarkeit des § 319 HGB. Letztendlich begriindet es sein Urteil im gegebenen Fall aber
genau mit der Nichteinhaltung der 30%-Grenze und dem damit verbundenen bdsen Schein
eines kollusiven Zusammenwirkens von Versicherung und Treuhdnder.
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— Das Amtsgericht Hersbruck (Az.: 11 C 453/14) halt § 319 HGB nicht fiir anwendbar. Das
ergangene Urteil bezieht sich zur Beurteilung der Unabhéangigkeit des Treuhdnders auf
individuelle Gegebenheiten.

Herr Dr. Heinemann verweist auf die Historie: Bereits vor Einflihrung der Institution der Treuhander
habe es den § 319 HGB gegeben. Hatte der Gesetzgeber gewollt, dass die 30%-Grenze auch als
Unabhangigkeitskriterium fiir den Treuhdnder gelten solle, hatte er leicht den Bezug auf § 319 HGB
herstellen kénnen. Dies sei jedoch unterblieben.

Er stellt dar, dass es sich bei der Unabhidngigkeit des Treuhdanders um einen unbestimmten
Rechtsbegriff ohne Konkretisierung in der Fachliteratur handele. Gleichwohl zeige das Potsdamer
Urteil die Forderung von mehr Transparenz. Die VuT habe deshalb das Ziel, die eigene Sichtweise,
nach welchen Kriterien die Unabhangigkeit des Treuhanders zu beurteilen sei, zu veroffentlichen.
Grundlage hierfiir kénnte die Stellungnahme von Herrn Rudolph! sein, in der Herr Rudolph
beispielhaft seine persdnliche Unabhangigkeit gegenliber seinem groRten Mandanten beschrieben
hat. Juristische Ausfilhrungen zur Nichtanwendbarkeit des § 319 HGB waren hierbei noch zu
erganzen. Als moglich werde folgender zeitliche Ablauf gesehen:

— Frihjahrestagung der VuT: Diskussion des Sachverhaltes

— Herbsttagung der VuT: Beschluss der Veroffentlichung der bis dahin zu erstellenden VuT-
Stellungnahme z.B. im 6ffentlich zugangigen Teil der Internetseite der VuT

In diesem Zusammenhang verweist Herr Dr. Heinemann auf ein Urteil des BGH vom 09.12.2015
(IV ZR 272/15), veroffentlicht in VersR 2016, 177 ff.: Der BGH hat — entschieden fiir die technischen
Berechnungsgrundlagen — dem Versicherer ein berechtigtes Geheimhaltungsinteresse zugebilligt und
es fiir zuldssig erachtet, nach § 172 Nr. 2 GVG die Offentlichkeit von der Verhandlung auszuschlieRen
und ferner, gemal} § 174 Abs. 3 GVG die anwesenden Personen zu verpflichten, die Tatsachen oder
zur Kenntnis gelangte Schriftstiicke geheim zu halten. Die Grundsatze der genannten Entscheidung
dirften auf die finanziellen Verhaltnisse eines Treuhdnders ibertragbar sein.

Nach Herrn Hummel biete § 157 VAG wenig Substantielles zur Beurteilung der Unabhangigkeit des
Treuhdnders. Wichtig sei nun, hierfir konkrete Malistabe zu definieren. Die Stellungnahme von
Herrn Rudolph kénne als erster Ansatz gesehen werden. Ob dieser ausreichend sei, kdnne derzeit
nicht beurteilt werden. Ohnehin habe eine Meinung der BaFin keinen Einfluss auf Gerichtsent-
scheidungen.

Eine Meinung zum geplanten Vorgehen der VuT, einen Fachaufsatz abzufassen, kann Herr Schedel
zum aktuellen Zeitpunkt nicht abgeben. Die BaFin fiihre derzeit Gesprache mit betroffenen
Versicherungsunternehmen. Ziel der BaFin sei es, moglichst schnell zu handhabbaren Lésungen zur
Beurteilung der Unabhangigkeit zu kommen, ohne einen , Flachenbrand” auszuldsen.

Die Stellungnahme war zur Vorbereitung des Gesprachs der BaFin zugeleitet worden. Sie gliedert sich in
einen allgemeinen Teil, in dem mogliche Kriterien fiir den Nachweis der Unabhéangigkeit definiert werden,
und in einen speziellen Teil, in dem die Erfiillung der Kriterien in Bezug auf das konkrete Treuhandermandat
dargestellt wird. Der allgemeine Teil findet sich in Anlage 1 dieser Notiz.
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Herr Hummel halt es fir problematisch, wenn sich Gerichtsurteile nur auf formelle Sachfragen ohne
Beriicksichtigung des fachlichen Aspektes der beanstandeten Anpassung beziehen. Herr Dr. Heine-
mann hat jedoch die Erfahrung gemacht, dass Gerichte dazu neigen, lediglich Formalien zu
betrachten, da diese am einfachsten zu tUberprifen sind.

Es wird die Frage gestellt, ob konkrete Urteile bekannt sind, die aufgrund fehlender finanzieller
Unabhangigkeit des Treuhanders gegen Versicherer ergangen sind. Herrn Dr. Heinemann sind auch
nach Rickfrage beim PKV-Verband keine solchen Urteile bekannt. Selbst das eingangs erwdhnte
Urteil von Potsdam schatzt er als nicht maRgeblich ein, da hier seiner Ansicht nach prozessuale
Fehler vorlagen.

Es wird erortert, ob der Bezug des § 319 HGB auf die Einnahmen in jedem der letzten flinf Jahre
einen Ansatz fiir die sinnvolle Ubertragbarkeit der Bestimmungen auf die Treuhdnderbelange biete.
Hierzu flihrt Herr Rudolph aus, dass ein groRes Mandat den Treuhdnder regelmalig so auslaste, dass
in keinem Jahr die 30%-Grenze eingehalten werden kdnne. Die Anwendung des § 319 HGB wiirde
deshalb bei Versicherern ab einer bestimmten GréRe formal stets eine finanzielle Abhangigkeit des
Treuhdnders anzeigen.

Herr Hummel halt es fir sachgerecht, fur die Beurteilung der Unabhangigkeit die quantitative Frage
zu beleuchten, ob auch eine ausreichende finanzielle Situation ohne den betreffenden Mandanten
sichergestellt ist. Wie die Diskussion der Unabhangigkeit sich weiterentwickelt, kdnne er jetzt nicht
einschatzen. Es ware sicherlich ratsam, sich in Hinblick auf Veroffentlichungen bedachtsam zu
verhalten. Gleichwohl ware es sinnvoll, ein Bliindel von Unabhangigkeitskriterien und entsprechende
Argumentationen vorzuhalten.

Flr den Fall, dass ein Treuhander als finanziell abhangig angesehen wiirde, konnte die Frage nach
einem Schadenersatz gestellt werden. Auf Nachfrage bestdtigen die Anwesenden der VuT, dass
derzeit keine Regelungen in Treuhdndervertragen bekannt sind, wonach der Treuhdnder seine
finanzielle Unabhéangigkeit sicherstellen muss und dadurch ggf. bei VerstoR in Haftung genommen
werden kdnnte.

D&O-Versicherungen sind im Treuhanderkreis diskutiert worden. Diese sind jedoch nicht auf den
Tatigkeitsbereich des Treuhanders ausgerichtet. Ein geeignetes Angebot an Berufshaftpflicht-
Versicherungen gibt es fir Treuhdnder nicht. Da in Treuhdndervertragen die Haftung bei leichter
Fahrlassigkeit ausgeschlossen ist, wird ein Bedarf an Versicherungsschutz auch nicht gesehen.

Nach Ansicht der BaFin ist der Treuhander in folgender Position:

— AuRenverhaltnis: Gegenlber der BaFin sind Erklarungen hinsichtlich der von der BaFin zu
prifenden Unabhangigkeitskriterien abzugeben;

— Innenverhaltnis: Die Geschaftsbeziehung zwischen dem Versicherungsunternehmen und
dem Treuhdnder werden durch den Treuhdndervertrag geregelt.

Hieraus ergebe sich eher die Frage, ob sich das Versicherungsunternehmen gegen eine eventuell
fehlende Unabhangigkeit des Treuhanders absichern misste.
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Herr Richter weist darauf hin, dass Erklarungen gegeniiber der BaFin lediglich bei Aufnahme eines
Mandats abgegeben werden missen. Man konne darliber diskutieren, ob eine regelmalRe Aktuali-
sierung der Erklarungen der Rechtssicherheit zutraglich ware.

Herr Schedel mahnt an, nach diesem Gesprach in Hinblick auf das Thema Unabhangigkeit nicht
wieder zur Tagesordnung Uberzugehen. Herr Richter bestatigt, dass die VuT hochgradig sensibilisiert
ist.

Die BaFin unterstiitzt das Vorhaben der Treuhadnder, hier eine ,Blaupause” fir die Dokumentation
der Unabhangigkeit zu schaffen und in diesem Zusammenhang auch die Frage nach der finanziellen
Unabhangigkeit mit zu betrachten. Dabei sollte hier moglichst zligig eine entsprechende Unterlage
mit quantifizierbaren, den persoénlichen Belangen des Einzelnen entsprechend Rechnung tragenden,
Kriterien erstellt und auch fiir die Offentlichkeit (Internetseite der VuT) im Hinblick auf die
grundsatzlichen Erdrterungen zuganglich gemacht werden. Es wurde vereinbart, das Ergebnis der
BaFin zeitnah zukommen zu lassen.

2. RfB der Pflegepflichtversicherung

In der Vergangenheit haben bestimmte Krankenversicherungsunternehmen Mittel aus der (nicht
poolrelevanten) RfeaB der Pflegepflichtversicherung PPV fiir Tarife der Krankenversicherung
verwendet.

Herr Schedel verdeutlicht die Sicht der BaFin: Wegen der strikten Trennung der RfB-Topfe fiir die
Krankenversicherung und fiir die Pflegepflichtversicherung haben sowohl die Ermittlung und die
Zufiihrung als auch insbesondere die Verwendung der Mittel getrennt zu erfolgen. Nachdem
Einzelfdlle bekannt geworden waren, bei denen die Trennung nicht eingehalten worden war, hat die
BaFin eine Nachfrage bei allen Krankenversicherungsunternehmen zur Verwendung der RfB der PPV
durchgefiihrt. Hierbei ergaben sich weitere Falle. Abhdngig von Art und Weise der Verwendung und
davon, ob und wie der Treuhdnder des Unternehmens oder der Treuhdander der PPV eingebunden
worden war, erhebt die BaFin die Forderung nach einer Riickabwicklung der Verwendung und/oder
nach einer Verpflichtung, diese Art der Verwendung kiinftig nicht mehr vorzusehen.

Auf alle Falle solle kiinftig ausschliefRlich nur noch der Treuhdnder der PPV einer Verwendung von
Mitteln aus der RfB der PPV zustimmen.

Herr Richter berichtet von der Herbsttagung der VuT. Er habe klargestellt, dass es drei RfB-Topfe
gebe: flr die Krankenversicherung, fir die geférderte Pflegeversicherung (Pflege-Bahr) und fir die
Pflegepflichtversicherung. Der Unternehmenstreuhdnder habe nur Befugnisse zur Zustimmung bei
der strikt zu trennenden Verwendung von Mitteln aus den Tépfen Krankenversicherung und Pflege-
Bahr.

Die BaFin erganzt, dass dies einen transparenten Antrag des Versicherungsunternehmens
voraussetzt. Darin misse der Bezug auf die genannten Topfe deutlich werden.

Zwischen VuT und BaFin bestehen in diesem Punkt Einvernehmen.

Seite 4





Notiz zum Gesprich BaFin / VuT-Vorstand am 17.01.2017 in Bonn

3. Negative Zinsen

Aktuelle versicherungsmathematische Modelle lassen Ergebnisse mit negativen Kapitalertragen
erwarten. Fiir die BaFin stelle sich die Frage, wie mit solchen Modellergebnissen umgegangen wird
und wie nach Ansicht der Treuhdnder Aufwendungen aufgrund von negativen Zinsen an die
Versicherten weitergegeben werden konnten. Nach Eindruck der BaFin gebe es hierzu kein
einheitliches Meinungsbild innerhalb der Treuhdanderschaft.

Herr Richter erklart, dass hierzu noch keine abschlieRende Diskussion unter den Treuhandern gefiihrt
worden sei. Innerhalb des DAV-Ausschusses Kranken sei die Arbeitsgruppe Negativer Rechnungszins
eingerichtet worden, die untersuchungswiirdige Themenstellungen zusammengetragen habe.

Herr Richter habe personlich bisher die Einstellung gehabt, dass negative Zinsen nicht in die Beitrage
eingerechnet werden dirften. Als kostengiinstige Alternative biete sich immer an, den Versicherten
die Alterungsriickstellung auszuzahlen und selbst verwalten zu lassen. In der Praxis sei diese
Alternative natirlich als unrealistisch anzusehen.

Ein Kalkulationsmodell mit Zinsvektoren, also ein Modell mit einem nur auf einen begrenzten
Zeitraum bezogenen negativen Zins, berge die Gefahr, dass der Neugeschaftsbeitrag unterhalb des
Bestandsbeitrages liegen und insofern einen VerstoR gegen § 146 Abs. 2 Satz 2 VAG darstellen
kénnte.

Als eine praxistaugliche Losung sehe Herr Richter derzeit das Modell der Pramiensplittung an. Hierbei
ware der erste Pramienteil mit einem Rechnungszins i = 0 zu kalkulieren. Der zweite Pramienteil
wirde allein den negativen Zins bewerten; hierbei waren besondere Rechnungsgrundlagen
anzusetzen: zum Beispiel kame fir diesen Teil als Sicherheitszuschlag lediglich der Minimalansatz in
Frage. Je nach Kalkulationsmodell des zweiten Pramienanteils konnte auch bei im Zeitverlauf
veranderlichen Rechnungszinsen ein Verstol3 gegen § 146 Abs. 2 Satz 2 VAG vermieden werden. Auch
die Umrechnung der prozentualen Kosten in einen absoluten Zuschlag sollte seiner Meinung nach
nur auf den ersten Pramienteil erfolgen.

Die kalkulatorische Beriicksichtigung eines im Zeitverlauf veranderlichen Rechnungszinses kdnnte
jedoch einen Verstoll gegen die Bestimmtheit von Rechnungsgrundlagen darstellen. Gemall den
versicherungsmathematischen Grundsatzen diirfe derzeit nur von im Zeitverlauf unveranderlichen
Rechnungsgrundlagen ausgegangen werden.

Herr Hummel duBert Bedenken gegen ein Kalkulationsmodell, das allein auf der Vermutung beruht,
negative Zinsen kénnten sich nur auf einen begrenzten Zeitraum beschranken.

4. Verfahren zur Gegeniiberstellung der erforderlichen und der kalkulierten Versicherungs-
leistungen gemal § 15 KalV

In § 15 Abs. 2 KVAV ist folgende Festlegung getroffen:

Die tatséichlichen Grundkopfschdden der letzten drei Beobachtungszeitrdume sind nach der Formel
des Abschnitts A der Anlage 2 zu ermitteln. Soweit sich im Tarif Leistungséinderungen ergeben haben,
sind die tatsdchlichen Grundkopfschéden auf das aktuelle Leistungsversprechen umzurechnen.
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Die Regelung zur Umrechnung bietet verschiedene Auslegungsmoglichkeiten. Das Pflegestarkungs-
gesetz PSG Il wurde z.B. von gewissen Versicherern zum Anlass genommen, die Umstellung von
Pflegestufen auf Pflegegrade als ein gedndertes Leistungsversprechen zu interpretieren, das direkt in
den auslosenden Faktoren zu beriicksichtigen sei. Letztendlich hebelt eine solche Interpretation das
mit dem PSG Il gewadhrte Sonderanpassungsrecht aus, da sie grundsatzlich zu einem auslésenden
Faktor auRerhalb des Toleranzintervalls fihren dirfte und insofern eine Rechtsgrundlage fiir die
Anpassung aller Rechnungsgrundlagen liefert. Das Sonderanpassungsrecht allein hatte dagegen nur
die Aktualisierung der Rechnungsgrundlage Kopfschaden gewahrt.

In der Treuhdanderschaft wurde nach intensiver Diskussion eine einstimmige Interpretation der KVAV-
Bestimmung gefunden. Hieraus entstand der in Anlage 2 dieser Notiz enthaltene Ande-
rungsvorschlag. Kiinftig sollten nur noch die in den Technischen Berechnungsgrundlagen festgelegten
RechengroRen im auslosenden Faktor beriicksichtigt werden diirfen. Andernfalls bestiinde die Gefahr
der Willklr bei deren Berechnung. Dies sei zu vermeiden.

Fir die VuT stellt sich die Frage, wie der Anderungsvorschlag vorangetrieben werden kénne. Herr
Richter erwahnt zudem, dass sich noch nicht alle Verantwortlichen Aktuare der im Anderungs-
vorschlag dargestellten Sichtweise angeschlossen haben. Da die Interpretation wettbewerbsrelevant
ist, sollte hier auf jeden Fall eine Klarstellung erfolgen.

Herr Hummel stellt die Notwendigkeit einer Gesetzesdnderung in Frage, wenn sich doch alle
Treuhdnder in der Interpretation einig seien. Hierzu sei im Nachgang erwahnt, dass die Durchsetzung
der Interpretation der Treuhander gegeniliber den Versicherern ohne eine gesetzliche Klarstellung
erschwert sein diirfte, und dass sich aufgrund dessen Wettbewerbsverzerrungen ergeben kénnten.

Herr Hummel sieht Schwierigkeiten, als BaFin die angestrebte Anderung der KVAV beim BMF
durchzusetzen. Eventuell solle daher eher die VuT das Thema selbst beim BMF positionieren. In
einem moglichen Gesetzgebungsverfahren wiirde die BaFin dann als sachverstandige Institution
befragt.

Diesen Vorschlag nimmt die VuT gerne an.

5. Fazit

Der Meinungsaustausch zwischen der BaFin und der VuT wurde von beiden Seiten als konstruktiv
und forderlich angesehen und sollte daher, sofern sich geniligend neue Gesprachs-und
Diskussionsthemen angesammelt haben, fortgefiihrt werden.

Seite 6





Diplom-Mathematiker Stephan Rudolph BaFin/VuT-Vorstand - 17.01.2017
Aktuar DAV Anlage 1 zur Gesprdachsnotiz

Treuhéinder in der Krankenversicherung nach § 157 VAG
Allgemeine Kriterien fiir die Unabhéingigkeit in finanzieller Hinsicht

Derzeit gibt es ca. 40 private Krankenversicherungsunternechmen, die bei Beitrags-
anpassungen auf die Zustimmung eines Treuhdnders angewiesen sind. Versicherungsmathe-
matischen Sachverstindigen, die die Tatigkeit des Treuhénders ausiiben, er6ffnet sich daher
nur ein kleiner Markt. Andererseits handelt es sich hierbei um eine hochspezialisierte
Tatigkeit, die eine vollstdndige Konzentration des beruflichen Schaffens auf die Mathematik
und das rechtliche Umfeld der privaten Krankenversicherung erfordert. Insofern miissen sich
Personen, die die Treuhdndertdtigkeit ausiiben ginzlich anders organisieren als bspw.
Abschlusspriifer, denen ein viel breiteres Geschiéftsfeld offen steht. Kriterien wie z.B. § 319
Abs. 3 Nr. 5 HGB sind deshalb fiir die Beurteilung der finanziellen Unabhingigkeit des
Treuhdnders nicht sinnvoll anwendbar.

Folgende Aspekte sollen die Unterschiede zu Abschlusspriifern darstellen und andere
Moglichkeiten zur Beurteilung einer finanziellen Unabhangigkeit vorschlagen.

1. Treuhéndertdtigkeit wird lediglich von Einzelpersonen ausgetibt:
Aufgrund des begrenzten Geschiftsfeldes arbeiten die derzeit tdtigen Treuhdnder auf
freiberuflicher Basis als Einzelpersonen. Angestellte werden von ihnen regelméBig nicht
beschéftigt. Biiro-Ausstattung wird nur in sehr eingeschrianktem Umfang benétigt. Es
bestehen daher keine nennenswerten laufenden Kosten. Sollte ein Treuhdnderverhéltnis
mit einem Mandanten gelost werden, fiihrt dies beim Treuhénder lediglich zu weniger
Einnahmen. Einen negativen Saldo aus Einnahmen und Ausgaben aus beruflicher
Tatigkeit kann es fiir einen Treuhdnder nicht geben. Bei Wegbrechen eines Mandats ist

daher ein Vermdgensabbau aufgrund eines laufenden Fixkostensatzes nicht zu
befiirchten.

2. Finanzielle Situation nur in der Gesamtbetrachtung von Bedeutung:
Fiir Einzelpersonen ist die finanzielle Situation nur in der Gesamtbetrachtung von
Bedeutung. Aus welchen Quellen die Einkiinfte gespeist werden, hat fiir das personliche
Wohlergehen keine Bedeutung. Eine isolierte Betrachtung der Einkiinfte aus Treuhinder-
titigkeit verbietet sich daher. Vielmehr sind auch weitere Einkunftsarten aus sonstiger
beruflicher Tatigkeit, aus Kapitalanlagen oder gegebenenfalls auch aus der beruflichen
Tatigkeit des Ehepartners zu beriicksichtigen.

3. Betrachtung von moglichen alternativen Tatigkeiten:
Eine Beschrinkung auf die tatsdchlich erzielten Einkiinfte ist unzweckméfig. Die
zeitliche Kapazitit einer jeden Person ist begrenzt. Gro3e Mandanten kdnnen eine solche
Arbeitsbelastung darstellen, dass weitere grole Mandate daneben nicht mehr in der
erforderlichen Sorgfalt bearbeitet werden kdnnen.
Wiirde ein groBes Mandat gekiindigt, entstiinden Freirdume fiir weitere Aufgaben, die
bislang aus zeitlichen Griinden nicht iibernommen werden konnten.
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4. Spezielle Lebenssituation des Treuhdnders:
Die derzeit titigen Treuhdnder teilen sich im Wesentlichen auf zwei Personengruppen
auf:

Gruppe 1:  Ehemals in einem Versicherungsunternehmen tétige Personen, die sich
mittlerweile im Ruhestand befinden.

Gruppe 2:  Jingere Treuhénder; fiir diese Gruppe ist wegen der stark unterschiedlichen
Lebenslédufe keine pauschale Beschreibung moglich.

Als Treuhdnder werden von der BaFin zur Zeit nur Personen zugelassen, die schon
einmal eine leitende Tatigkeit bei einem Versicherungsunternechmen innehatten. Bei
Gruppe 1 kann daher von Pensionszahlungen des ehemaligen Arbeitgebers ausgegangen
werden, die einen auskdmmlichen Lebensstandard sichern.

Treuhénder der Gruppe 2 haben dagegen den Vorteil des geringeren Alters. Sie kénnen
ihren Mandanten eine ldngerfristige Téatigkeit anbieten. Zudem besteht bei jlingeren
Treuhéndern ein geringeres Risiko an krankheitsbedingten Ausfdllen. Zur Reduzierung
des Unternehmensrisikos sehen es deshalb bestimmte Versicherer als sinnvoll an, einen
jingeren Treuhénder zu bestellen. Aufgrund der hoheren Fluktuation in Gruppe 1
befinden sich regelmifBig Versicherungsunternehmen auf der Suche nach einem neuen
Treuhénder, so dass sich fiir Treuhdnder der Gruppe 2 regelméBig die Moglichkeit bietet,
ein neues Treuhdndermandat zu erlangen, falls ein bestehendes Mandat gekiindigt wiirde.

5. Beurteilung des Lebensstandards bei eventuellem Wegtfall eines Treuhéndermandats:
Es kann betrachtet werden, welches Mindesteinkommen zur Beibehaltung des gewohnten
Lebensstandards erforderlich ist.
Sollte ein Treuhdndermandat beendet werden, stellt sich die Frage, ob die verbleibende
Einkommenssituation / Vermoégenssituation noch immer ausreichend ist. Letztendlich ist
ein erreichbares Mindesteinkommen ein weiteres Indiz dafiir, dass der Treuhinder von
den Einkiinften aus diesem Mandat (losgeldst von deren Hohe) unabhéngig ist.

6. Interesse des Versicherers:

Die Anzahl der aktiven Treuhdnder ist sehr begrenzt. Grofle Versicherungsunternechmen
haben daher Schwierigkeiten, bei Bedarf einen neuen Treuhénder zu finden, der noch die
erforderlichen zeitlichen Kapazitdten hat. Es besteht also bei groBlen Versicherungs-
unternehmen ein besonderes Interesse an einem kontinuierlichen Treuhénderverhiltnis.
Letztendlich wird hierdurch die Unabhingigkeit des Treuhdnders gegeniiber groflen
Mandanten, die zwangsldufig einen groBen Anteil des erzielten Einkommens bezahlen,
gestarkt.

AltluBheim, den 15.01.2017
Stephan Rudolph
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24.11.2016

§ 15 Verfahren zur Gegeniiberstellung der erforderlichen und der kalkulierten
Versicherungsleistungen

(1) Die Gegeniiberstellung nach § 155 Absatz 3 Satz 1 und 2 des Versicherungsaufsichtsgesetzes ist
jahrlich und fir jede Beobachtungseinheit eines Tarifs getrennt durchzufiihren. Kinder und Ju-
gendliche kénnen als einheitliche Beobachtungseinheit zusammengefasst werden. Der Beobach-
tungszeitraum ist der nach § 6 Absatz 1 Satz 2 mafigebliche Zeitraum. Die erforderlichen Versi-
cherungsleistungen sind aus den beobachteten abzuleiten. Hierzu sind die Leistungen und die
zugehdrigen Bestdande auf die Beobachtungszeitraume abzugrenzen. Ferner sind Wartezeit- und
Selektionsersparnisse sowie erhobene Risikozuschlége zu beriicksichtigen.

(2) Die tatsachlichen Grundkopfschdden der letzten drei Beobachtungszeitraume sind nach der For-
mel des Abschnitts A der Anlage 2 zu ermitteln. Soweit sich im Tarif Leistungsdnderungen erge-
ben haben_und diese in den rechnungsmaRigen Grundkopfschaden bereits eingerechnet wurden,
sind die tatsdchlichen Grundkopfschaden in entsprechender Weise auf das aktuelle Leistungsver-
sprechen umzurechnen.

(3) Die Berechnung der erforderlichen Versicherungsleistungen erfolgt nach der Formel des Ab-
schnitts B der Anlage 2. Bei der GegenUberstellung nach § 155 Absatz 3 Satz 2 des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes ist der tatsachliche, auf den 18 Monaten nach Ende des letzten Beobachtungs-
zeitraumes liegenden Zeitpunkt extrapolierte Grundkopfschaden mit dem Grundkopfschaden,
der flr das Ende dieses Zeitraumes rechnungsmaRig festgelegt ist, zu vergleichen. Die Verwen-
dung gleichwertiger Verfahren zur Berechnung der erforderlichen Versicherungsleistungen ist
zuldssig, wenn das Versicherungsunternehmen zum Zeitpunkt der Einfiihrung eines Tarifes dieses
Verfahren der Aufsichtsbehorde unter Angabe der Formeln und Beifiigung der versicherungsma-
thematischen Herleitung darlegt. Bei bestehenden Tarifen kann auf ein anderes Verfahren nur
aus wichtigem Grund in unmittelbarem Anschluss an eine Pramienanpassung libergegangen wer-
den; Satz 3 gilt entsprechend.

4) ..
Anlage 2: Berechnung des Grundkopfschadens und der erforderlichen Versi-
cherungsleistungen nach § 15 Absatz 2 und 3
A. Tatsdchlicher Grundkopfschaden eines Beobachtungsjahres
S= abgegrenzter Schaden der Beobachtungseinheit im Beobachtungszeitraum abziglich der

Nettorisikozuschldge und einschlieBlich der geschlechtsunabhangig verteilten Leistungen
wegen Schwangerschaft und Mutterschaft

Ly = abgegrenzter mittlerer Bestand der Beobachtungseinheit im Beobachtungszeitraum fiir das
Alter x
k,= rechnungsmaRiger Profilwert flr das Alter x

Tatsachlicher Grundkopfschaden:
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S

G =cg——
ZxLx'kx

Dabei wird {iber alle Alter x der Beobachtungseinheit summiert. Die Wirkungen von Wartezeit und
Selektion sind ausreichend zu beriicksichtigen.

B. Verfahren zur Berechnung der erforderlichen Versicherungsleistungen

t—2,t—1,t= die letzten drei Beobachtungszeitraume
G¢—p,Gi1, G, = tatsachliche Grundkopfschdden geméaR Abschnitt A, umgerechnet auf das Leis-

tungsversprechen, das-zum-Extrapelationszeitpunkigiltic sein-wird auch dem

rechnungsméBigen Grundkopfschaden zugrunde liegt, und unter Zugrundelegung
Anwendung dess aktuellen rechnungsmaRigen Profilse

Extrapolierter Grundkopfschaden:
_ 3 1
G=5- (Ge = Gea) + 3 (Ge—z + Geoq + Ge)
Erforderliche Versicherungsleistungen:
Serf = G'ZLx'kx
X

mit Ly und k,, gemaR Abschnitt A und Summation iiber alle Alter x.
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Engagement in dieser aktuellen Frage.
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4. Versicherungssteuern in der Brillenversicherung
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